STADT BAD DOBERAN
BVI472/24-01

Beschlussvorlage

offentlich

Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan

Organisationseinheit: Datum

Birgermeister 17.09.2024

Einreicher:

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Finanzausschuss (Vorberatung) o)

Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt 3

(Vorberatung)

Ausschuss fur Bildung, Soziales, Kultur, Sport, )

Jugend, Senioren und Menschen mit Behinderung O

(Vorberatung)

Ausschuss fur Wirtschaft und Tourismus "
O

(Vorberatung)

Hauptausschuss (Vorberatung) o)

Stadtvertretung (Entscheidung) 30.09.2024 o)

Beschlussvorschlag:

Die SVV beschlie3t die anliegende Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan.

Sachverhalt:

Auf Grund verschiedener Neuerungen ist eine Neufassung der Hauptsatzung erforderlich.

Finanzielle Auswirkungen:

Einnahmen

Keine haushaltsméfige Beruhrung X

Mittel stehen zur Verfligung in Haushaltsstelle

Deckungsvorschlag
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Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan

vom
Praambel

Praambel

Auf der Grundlage des 85 der Kommunalverfassung fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern
(KV M-V) vom 13.07.2011 (GVOBI. M-V S. 777), in der Fassung der Bekanntmachung vom
16.05.2024 (GVOBI. M-V 2024, 270) wird nach Beschluss der Stadtvertretung der Stadt Bad
Doberan vom und nach Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehdrde vom nach-
folgende Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan erlassen.

§1
Stadtgebiet, Gebietsstand und Ortsteile

(1) Die Stadt Bad Doberan ist eine amtsfreie Stadt im Landkreis Rostock. Sie erfillt in
ihrem Gebiet in eigener Verantwortung alle éffentlichen Aufgaben, soweit durch Ge-
setze nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt wird.

(2) Das Stadtgebiet besteht aus den Territorien des Ortes Bad Doberan, sowie der
Ortsteile Althof, Heiligendamm und Vorder Bollhagen.

(3) Ortsteilvertretungen werden nicht gebildet.

§2
Stadtwappen, -farben, -flagge und -siegel

(1) Die Stadt Bad Doberan fihrt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel.
(2) Das Wappen ist folgendermalRen beschrieben:

,ourch einen silbernen Krummstab mit nach vorn und aufwarts gerichteter
Kriimme geteilt; oben in Gold ein springender roter Hirsch mit gestreckten Vorder-
laufen; unten in Blau ein flugbereiter silberner Schwan mit ausgeschlagener roter
Zunge auf silbernen Wellen.*

(3) Die Farben der Stadt Bad Doberan sind Gold und Blau.

(4) Die Flagge der Stadt Bad Doberan ist gleichmaf3ig langsgestreift von Blau, Weil3
und Rot. Die Hohe des Flaggentuches verhalt sich zur Léange wie 3 zu 5.

(5) Das Siegel zeigt das Stadtwappen und die Umschrift ,STADT BAD DOBERAN*.

(6) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des Blrger-
meisters.

83
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner
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(1) Anregungen, Vorschlage und Beschwerden der Einwohner bzw. Einwohnerinnen
der Stadt Bad Doberan zu Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der Stadtvertre-
tersitzung behandelt werden missen, sollen dieser in einer angemessenen Frist zur

Beratung vorgelegt werden.

(2) Die Einwohner bzw. Einwohnerinnen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, er-
halten die Moglichkeit, in einer Fragestunde in der 6ffentlichen Stadtvertretersitzung
und in den 6ffentlichen Ausschusssitzungen, Fragen an die Mitglieder der genannten
Gremien sowie an den Birgermeister bzw. die Burgermeisterin und anwesende Ver-
waltungsmitarbeiter zu stellen und Vorschlage oder Anregungen zu unterbreiten (Ein-
wohnerfragestunde). Die Fragen, Vorschlage und Anregungen dirfen sich dabei
auch auf Beratungsgegenstande der aktuellen Gremiensitzung beziehen. Fir die Fra-
gestunde in der Stadtvertreterversammlung ist eine Zeit bis zu 30 Minuten vorzuse-
hen, in den Ausschiissen bis zu 15 Minuten. Die Einwohnerfragestunde findet nach
dem Bericht des Birgermeisters bzw. der Blrgermeisterin statt. Anfragen aus der
Einwohnerfragestunde sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet wer-
den, spatestens innerhalb von 14 Tagen schriftlich beantwortet werden.

(3) Die Rechte nach Abs. 1 und 2 gelten auch fir natirliche und juristische Personen
und Personenvereinigungen, die im Bereich der Stadt Grundstlicke besitzen oder
nutzen oder ein Gewerbe betreiben.

(4) Zur Unterrichtung der Einwohner bzw. Einwohnerinnen Uber allgemein bedeut-
same Angelegenheiten der Stadt beruft der Blrgermeister bzw. die Blrgermeisterin
eine Einwohnerversammlung ein. Die Stadtvertretung kann den Blrgermeister bzw.
die Burgermeisterin durch Beschluss zur Einberufung einer Einwohnerversammiung
verpflichten. Die Einwohnerversammlung kann auch begrenzt auf Ortsteile durchge-
fuhrt werden.

(5) Der Burgermeister bzw. die Blurgermeisterin ist verpflichtet, im &ffentlichen Teil der
Sitzung der Stadtvertretung tber wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten.

8§84
Stadtvertretung

(1) Die in die Stadtvertretung gewahlten Blrgerinnen und Birger fihren die Bezeich-
nung Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen.

(2) Die Stadtvertretung wahlt aus ihrer Mitte durch Mehrheitswahl einen Vorsitzenden
bzw. eine Vorsitzende, der bzw. die die Bezeichnung Stadtprasident bzw. Stadtprési-
dentin tragt.

(3) Die Stadtvertretung wahlt aus ihrer Mitte durch Mehrheitswahl eine erste und
zweite Stellvertretung des Stadtprasidenten bzw. der Stadtprasidentin.

(4) Der Stadtprasident bzw. die Stadtprasidentin und die Stellvertretungen bilden das
Prasidium der Stadtvertretung.

(5)Die Stadtvertretung regelt inre inneren Angelegenheiten, insbesondere den Ablauf
der Sitzung, durch eine von ihr zu beschlieRende Geschaftsordnung
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§5
Sitzungen der Stadtvertretung

(1)Die Sitzungen der Stadtvertretung sind 6ffentlich.

(2) Die Offentlichkeit ist grundsétzlich in folgenden Fallen ausgeschlossen:

1. Einzelne Personalangelegenheiten auf3er Wahlen und Abberufungen,
2. Grundsticksgeschafte,
3. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner,

Die Stadtvertretung hat auch vorstehend bezeichnete Angelegenheiten in éffentlicher
Sitzung zu behandeln, soweit im Einzelfall keine Uberwiegenden Belange des 6ffentli-
chen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner vorliegen, die einen Ausschluss
der Offentlichkeit erfordern. Liegen die Voraussetzungen fiir eine nichtoffentliche Be-
ratung nicht vor, beschlieR3t die Stadtvertretung die Wiederherstellung der Offentlich-
keit.

(3) Uber den Ausschluss oder die Wiederherstellung der Offentlichkeit wird in nichtof-
fentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(4) Die Stadtvertretung kann Sachverstandige sowie in 6ffentlicher Sitzung auch Ein-
wohner zu Beratungsgegenstanden anhoren, wenn die Mehrheit der anwesenden
Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen dieser Anhérung zustimmt.

(5) Anfragen von Stadtvertretern bzw. Stadtvertreterinnen sollen spéatestens 5 Ar-
beitstage vor der Sitzung beim Birgermeister bzw. der Blirgermeisterin eingereicht
werden. Mindliche Anfragen wahrend der Stadtvertretersitzung sollen, sofern sie
nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden, innerhalb von vierzehn Tagen schrift-
lich beantwortet werden, spatestens zur nachsten Sitzung der Stadtvertretung.

8§86
Hauptausschuss

(1) Dem Hauptausschuss gehoren neben dem Blrgermeister bzw. der Blrgermeiste-
rin acht Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen an , die von den Fraktionen und Z&hl-
gemeinschaften benannt werden, sowie acht weitere als stellvertretende Hauptaus-
schussmitglieder.

(2)Dem Hauptausschuss obliegen alle Entscheidungen, die nicht nach § 22 Abs. 3
KV M-V als wichtige Angelegenheiten der Stadtvertretung vorbehalten sind bzw.
durch die folgenden Vorschriften dem Birgermeister bzw. der Birgermeisterin tiber-
tragen werden. Davon unberihrt bleiben die dem Birgermeister bzw. der Biirger-
meisterin gesetzlich Gbertragenen Aufgaben.

(3) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis tibertragen, innerhalb folgender Wert-
grenzen Vermdgensgegenstande zu erwerben und Uber Stadtvermdgen zu verfugen:

1.Erwerb von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten von 15.000,00 Euro
bis 50.000,00 Euro im Einzelfall, wenn der Erwerb im Zusammenhang mit einer
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Mafinahme steht, die von der Stadtvertretung im Rahmen einer Haushaltssatzung
oder auf andere Weise beschlossen worden ist,

2.entgeltliche Verauf3erung, Tausch oder Belastung von Grundstiicken und grund-
stucksgleichen Rechten von 15.000,00 Euro bis 50.000,00 Euro,

3.Erwerb von beweglichen Sachen tber 25.000,00 Euro, von Forderungen und ande-
ren Rechten tber 100.000,00 Euro,

4 .entgeltliche Veraulierung von beweglichen Sachen, Forderungen und anderen
Rechten tber 100.000,00 Euro,

5.unentgeltliche VerauRerung von Grundstucken, beweglichen Sachen und Forderun-
gen

6.Hingabe von Darlehen tber 15.000,00 Euro bis 25.000,00 Euro,

7.Zustimmung zu Uber- und auRRerplanmafigen Aufwendungen im Ergebnishaushalt
bzw. Auszahlungen im Finanzhaushalt von 5.000,00 Euro bis 25.000,00 Euro im Ein-
zelfall, begrenzt auf jahrlich max. 1,0 % der Gesamtauszahlungen/Gesamtaufwen-
dungen. Die Uberschreitung dieser Wertgrenze gilt daneben als erheblich im Sinne
des § 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV M-V. Diese Regelung gilt nicht fur zahlungsunwirksame
neue oder zuséatzliche Aufwendungen (wie insbesondere Abschreibungen). Als er-
heblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 1 KV M-V gilt die Entstehung eines Fehlbetra-
ges im Ergebnishaushalt Gber einem Betrag 1 % der Gesamtaufwendungen oder die
Erhdhung eines bereits ausgewiesenen Fehlbetrages um mehr als 10 % oder
500.000 Euro. Als erheblich sowie wesentlich im Sinne von § 48 Abs. 2 Ziffer 2 KV M-
V qilt die Entstehung einer Deckungsliicke um mehr als 10 %.

8.Aufnahme von Krediten tiber 50.000,00 Euro bis zur oberen Wertgrenze des im Ge-
samthaushalt beschlossenen Kreditrahmens,

9.Im Rahmen des § 22 Abs. 4 Nr. 4 der Kommunalverfassung M-V, bei der Uber-
nahme von Burgschaften, dem Abschluss von Gewahrvertragen, der Bestellung
sonstiger Sicherheiten fir Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtenden Rechtsge-
schaften, bis zu einer Wertgrenze von 25.000,00 Euro.

10.Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen Gber 2.500,00 Euro bis
10.000,00 Euro,

11. Der Hauptausschuss entscheidet Uber die Einleitung und Ausgestaltung von
Vergabeverfahren bei einem geschatzten Wert bei\\

1. Bauleistungen (tiber 500.000 Euro),\\

2. Liefer- und Dienstleistungen (liber 250.000 Euro),\\

3. freiberufliche Leistungen (Uber 125.000 Euro).,

(4) Bei Dauerschuldverhaltnissen und wiederkehrenden Leistungen bestimmen sich
die Wertgrenzen nach dem Jahresbetrag der Leistungen.
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(5) Der Hauptausschuss entscheidet tiber das Einvernehmen bei Personalentschei-
dungen nach 8 38 Abs. 2 Satz 5 KV. Bei Angestellten ab der Entgeltgruppe 11 sowie
bei Beamten der Laufbahngruppe 2 hat der Hauptausschuss das Recht, die Bewer-
bungsunterlagen einzusehen und dem Birgermeister einen Entscheidungsvorschlag
zu machen.(6) Der Hauptausschuss entscheidet Uber die Annahme von Spenden,
Schenkungen und Sponsoren-Leistungen im Sinne von § 44 Abs. 4 KV M-V an die
Stadt von 100,00 Euro bis 1.000,00 Euro.

(7) Die Stadtvertretung ist laufend schriftlich Gber die Entscheidungen im Sinne des §
6 Abs. 2 - 6 zu unterrichten.

(8) Der Hauptausschuss entscheidet Uber die Genehmigung des Fernbleibens vom
Dienst des Burgermeisters bzw. der Blrgermeisterin nach § 55 Abs. 1 Landesbeam-
tengesetz Mecklenburg-Vorpommern.

(9) Die Sitzungen des Hauptausschusses sind 6ffentlich. Die Bestimmungen des § 5
Abs. 1 und 3 gelten entsprechend.

87
Ausschiisse

(1)Die Ausschisse der Stadtvertretung setzen sich, soweit nichts anderes bestimmt

ist, aus sieben Mitgliedern zusammen, davon eine Mehrheit von Stadtvertretern bzw.
Stadtvertreterinnen sowie gegebenenfalls sachkundigen Einwohnern bzw Einwohne-
rinnen. Die Fraktionen und Zahlgemeinschaften benennen sieben Ausschussmitglie-
der sowie sieben weitere stellvertretende Ausschussmitglieder, wobei Stadtvertrete-

rinnen und Stadtvertreter nur von ebensolchen vertreten werden kénnen.

(2)Die Ausschisse wahlen jeweils einen Ausschussvorsitzenden bzw. eine Au-
schussvorsitzende, eine erste und gegebenefalls eine zweite Stellvertretung.

(3) Folgende Ausschiisse werden gemalfd § 36 KV M-V gebildet:

Name Aufgabengebiet

1. Finanzausschuss Finanz- und Haushaltswesen, Steuern, Beitrage
und sonstige Abgaben

2. Ausschuss fir Stadt- | Schutz der Umwelt und Natur, Flachennutzungs-
entwicklung und plan, Bebauungspléne, Hochbau, Tief- und Stra-
Umwelt Renbauangelegenheiten, Denkmalpflege, Stadtsa-
nierung, Probleme der Kleingartenanlagen, Grund-
, Gewasser- und Hochwasserschutz

3. | Ausschuss fur Wirt- | Forderung der gewerblichen und kommunalen

schaft und Touris- Wirtschaft, des Tourismus und des Kurwesens
mus

4. | Ausschuss fiur Forderung der Jugend und Senioren, Sozialwe-
Bildung, Soziales, sen, Foérderung von Menschen mit Behinderung,
Kultur, Sport, Ju- Kindertagesférderung, Betreuung der Schul-, Kul-
gend, Senioren und | tur- und Sporteinrichtungen, Kultur- und Sportfor-
Menschen mit Be- derung
hinderung
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(4) Die Ausschusse nach Abs. 3 tagen o6ffentlich. Die Bestimmungen des 8 5 Abs. 1
und 3 gelten entsprechend.

(5) Der Rechnungsprifungsausschuss setzt sich aus funf Mitgliedern zusammen zu-
sammen. Seine Aufgaben bestimmen sich nach § 3 Abs. 1 Kommunalprifungsgesetz
M-V. Er tagt nichtéffentlich. Die Besetzung erfolgt analog der Vorschrift 8§ 7 Abs. 1, §
7 Abs. 2 gilt entsprechend.

(6) Es kann ein Seniorenbeirat, ein Kinder- und Jugendbeirat und ein Beirat fir Men-
schen mit Behinderung gebildet werden.

§8
Burgermeister/Burgermeisterin

(1) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin wird fir die Dauer von 7 Jahren ge-
wahlt.

(2) Er bzw. sie trifft Entscheidungen unterhalb der Wertgrenzen des 8 6 Abs. 3 und 6
dieser Satzung.

(3) Verpflichtungserklarungen der Stadt Bad Doberan im Sinne des § 38 Abs. 6 KV
M-V bis zu einer Wertgrenze von 10.000,00 Euro bzw. von 2.500,00 Euro im Monat
bei wiederkehrenden Verpflichtungen kdnnen vom Birgermeister bzw. der Burger-
meisterin allein oder durch von ihm beauftragte Bedienstete in einfacher Schriftform
ausgefertigt werden. Bei Erklarungen gegentber einem Gericht (Vergleich) liegt diese
Wertgrenze bei 20.000,00 Euro.

(4) Der Birgermeister bzw. die Blrgermeisterin entscheidet tber

1.das Einvernehmen nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme von der Veranderungs-
sperre),

2.das Einvernehmen nach 8§ 22 Abs. 5 BauGB (Teilungsgenehmigung in Gebieten mit
Fremdenverkehrsfunktion),

3.das Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben),
4.die Genehmigungen nach § 144 Abs. 1 und 2 BauGB,
5.die Genehmigung nach § 173 Abs. 1 BauGB,

6.die Anordnung von Mafinahmen nach 8 176 Abs. 1, § 177 Abs.1, 8§ 178 und § 179
Abs. 1 BauGB.

7.die Nichtaustibung des Vorkaufsrechts (88 24 ff. BauGB). Soweit einer Nichtaus-
Ubung des Vorkaufsrechts jedoch wesentliche Planungsziele der Stadt entgegenste-
hen, entscheidet die Stadtvertreterversammlung.

(5) Bei Angestellten entscheidet der Burgermeister bzw. die Blirgermeisterin tber die
Einstellung, Anderung der Eingruppierung und Kindigung. Bei Beamtinnen und Be-
amten entscheidet der Burgermeister bzw. die Blrgermeisterin Gber die Ernennung,
Beforderung. Versetzung in den Ruhestand und Entlassung. Bei
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Personalentscheidungen nach § 38 Abs. 2 Satz 5 KV entscheidet der Burgermeister
bzw. die Blrgermeisterin im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss.

(6) Der Burgermeister bzw. die Blrgermeisterin entscheidet tiber die Annahme von
Spenden, Schenkungen und Sponsoren-Leistungen an die Stadt unter100,00 Euro.

(7) Die Stadtvertretung ist laufend schriftlich Gber Entscheidungen im Sinne des § 8
Abs. 2 bis 6 zu unterrichten.

(8) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin erhalt eine Aufwandsentschédigung
nach der Kommunalbesoldungslandesverordnung M-V in Héhe von 150,00 Euro mo-
natlich.

§9
Stellvertretung des Birgermeisters/der Burgermeisterin

(1) Die Stadtvertretung wahlt fur die Dauer ihrer Wahlperiode zwei Stellvertretungen
des Birgermeisters bzw. der Burgermeisterin.

(2) Die Stellvertretungen filhren die Bezeichnung Stadtrat bzw. Stadtratin.

(3) Sie erhalten eine monatliche funktionsbezogene Aufwandsentschadigung nach
der Entschadigungsverordnung M-V in Hohe von 375,00 Euro.

§10
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tatig.

Sie ist bei der Auslibung ihrer Teilnahme- und Rederechte im Sinne des § 41 Abs. 3
KV M-V, sowie bei der Abgabe ihrer Stellungnahmen nach § 41 Abs. 4 KV M-V wei-
sungsfrei. Die Gleichstellungsbeauftragte ist Teil der Stadtverwaltung und unterliegt
der Dienstaufsicht des Burgermeisters bzw. der Blrgermeisterin.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Mannern in der Stadt beizutragen. Zu ihren Aufgaben ge-
hoéren nach § 41 KV M-V insbesondere:

1.die Priifung von Verwaltungsvorlagen auf inre Auswirkungen fir Frauen und Man-
ner

2.Initiativen zur Verbesserung der Situation der Frauen in der Stadt

3.die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und
Behorden, um gleichstellungsspezifische Belange wahrzunehmen

4.ein jahrlicher Bericht vor der Stadtvertretung tber ihre Tatigkeit sowie Uber Ge-
setze, Verordnungen und Erlasse des Bundes und des Landes zu gleichstellungsspe-
zifischen Belangen.

(3) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin hat die Gleichstellungsbeauftragte im
Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen VVorhaben so friihzeitig zu beteiligen, dass
deren Initiativen, Vorschlage, Bedenken und sonstigen Stellungnahmen berticksich-
tigt werden kdénnen. Dazu sind ihr die zur Erflllung ihrer Aufgaben notwendigen Un-
terlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskiinfte zu erteilen.
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§11
Entschadigung

(1) Der Stadtprasident bzw. die Stadtpréasidentin erhalt eine Aufwandsentschadigung
von monatlich 360,00 Euro. Im Vertretungsfalle erhalten seine Stellvertreter fir die
Dauer der Vertretung eine Entschadigung auf der Grundlage des in Satz 1 benannten
Betrages.

(2) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten eine monatliche Aufwandsentschadi-
gung in H6he von monatlich 190,00 Euro. Im Vertretungsfall erhalten ihre Stellvertre-
ter eine Entschadigung auf der Grundlage des im Vorsatz benannten Betrages.

(3) Die Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen erhalten ein Sitzungsgeld in Hohe von
40,00 Euro pro

1.Sitzung der Stadtvertretung

2.Sitzung eines Ausschusses

3.Sitzung einer Fraktion in Vorbereitung auf eine Sitzung der Stadtvertretung oder ei-
nes Ausschusses.

(4) Die Vorsitzenden der Ausschiisse der Stadtvertretung und deren Stellvertretunge-
n erhalten ein Sitzungsgeld in Hohe von 60,00 Euro flr jede von ihnen geleitete Aus-
schusssitzung.

(5) Ausgenommen von Abs. 3 und 4 sind die Empfangerinnen und Empfénger von
funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen nach Abs. 1 und 2.

(6) Uber die Teilnahme der Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen an den Sitzungen
entsprechend Absatz 3 ist ein Anwesenheitsnachweis zu fihren und monatlich zur
Abrechnung vorzulegen. Flir mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungs-
geld gewahrt. Die HOochstzahl der Fraktionssitzungen, fur die ein Sitzungsgeld zu zah-
len ist, wird auf 12 pro Jahr beschrankt.

(7)Fur die durch die Stadtvertretung in Ausschiisse berufenen Einwohnerinnen und
Einwohner gelten die Vorschriften der Abséatze 3 bis 6 entsprechend mit Ausnahme
des Absatz 3 Ziffer 1

(8) Das Sitzungsgeld wird nicht gezahlt, wenn Anspruchsberechtigte die Sitzung vor
deren Ende — ohne ausreichen Grund — verlassen. Die Beurteilung obliegt dem Stadt-
prasidenten bzw. der Stadtprasidentin.

(9) Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen und sachkundige Einwohner bzw. Einwoh-
nerinnen als Mitglieder der Ausschiisse der Stadtvertretung haben Anspruch auf Er-
satz des entgangenen Arbeitsverdienstes, Reisekostenvergitung und Betreuungs-
kosten nach den Vorschriften der Entschadigungsverordnung.

(10) Die Bildung und die Aufgaben des Seniorenbeirats sowie die Hohe der funktions-
bezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der Stadt Bad Doberan
Uber die Bildung eines Seniorenbeirats geregelt.
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(11) Die Bildung und die Aufgaben des Beirates fir Menschen mit Behinderung sowie
die Hohe der funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der
Stadt Bad Doberan lber die Bildung eines Beirates fir Menschen mit Behinderung
geregelt.

(12) Die Bildung und die Aufgaben des Kinder-und Jugendbeirates sowie die Hohe
der funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der Stadt
Bad Doberan Uber die Bildung eines Kinde- und Jugendbeirates geregelt.

(13) Die Hohe der funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen im Bereich der
freiwilligen Feuerwehr sind in der Satzung tber die Gewahrung von Aufwandsent-
schadigungen an Angehdorige der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Doberan ge-
regelt. Die Aufwandsentschadigung wird als monatlicher Pauschalbetrag zum Ersten
eines Monats im Voraus gezahlt. Entsteht oder entféllt der Anspruch wahrend eines
Kalendermonats, wird der Pauschalbetrag fiir jeden Tag, an dem kein Anspruch be-
steht, um 1/30 gekirzt.

(14) Vergutungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschadigungen aus einer Tatigkeit
als Vertreter bzw. Vertreterin der Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder
einem ahnlichem Organ eines Unternehmens oder einer Einrichtung des privaten
Rechts sind an die Gemeinde abzufihren, soweit sie monatlich 100,00 Euro Uber-
schreiten, aus einer Tatigkeit im Aufsichtsrat solcher Unternehmen oder Einrichtun-
gen, soweit sie 250,00 Euro monatlich, bei deren Vorsitzenden und Vorstanden bzw.
Geschéftsfuhrungen, soweit sie 500,00 Euro monatlich tberschreiten.

§12
Offentliche Bekanntmachung

(1) Satzungen sowie sonstige Offentliche Bekanntmachungen der Stadt Bad
Doberan, die durch Rechtsvorschriften vorgegeben sind soweit es sich nicht um
solche nach Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Internet, zu erreichen
Uber den Button ,Bekanntmachungen® Uber die Homepage der Stadt unter
Lhttps://stadt-bad-doberan.de/rathaus/amtliche-bekanntmachungen®,6ffentlich be-
kannt gemacht. Unter Rathaus, Severinstral3e 6, 18209 Bad Doberan kann sich
jedermann Satzungen der Stadt kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen
von allen Satzungen der Stadt werden unter obiger Adresse bereitgehalten und
liegen zur Mithahme dort aus.

(2) Die Bekanntmachung und Verkiindung ist mit Ablauf des 1. Tages bewirkt, an
dem die Bekanntmachung in der Form nach Satz 1 im Internet verfugbar ist. Die-
ser Tag wird in der Bekanntmachung vermerkt.

(3) Satzungen sowie sonstige offentliche Bekanntmachungen aufgrund von Vorschrif-
ten des BauGB erfolgen durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln nach
Abs. 5. Die Aushangfrist betragt 14 Tage. Beginn und Ende der Auslegung sind
auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

(4) Die zuséatzlichen Internetbekanntmachungen nach den Vorschriften des BauGB
erfolgen Uber die Internetseite, zu erreichen tber den Button ,Bekanntmachun-
gen” Uber die Homepage der Stadt unter ,https://stadt-bad-doberan.de/rat-
haus/amtliche-bekanntmachungen®.
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(5) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist
im Internet wie im Absatz 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betragt einen Mo-
nat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der
Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel
zu vermerken.

(6) Vereinfachte Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an den Bekanntma-
chungstafeln bzw. durch Auslegung im Rathaus. Die Bekanntmachungstafeln be-
finden sich ...

. Bad Doberan, Severinstrafe 6, am Rathaus

. Bad Doberan, Ehm-Welk-StralRe 22 b

. Bad Doberan, Thiinenstral3e, gegentiber Hausnummer 18

. Bad Doberan, Fritz-Reuter-Stra3e 1/ Ecke Clara-Zetkin-Stral3e 47
. Althof, Muhlenweg/Ecke Am Dorfteich

. Heiligendamm, Kihlungsborner StraRe 11

. Vorder Bollhagen, Hauptstral3e

. Heckenrosenweg, gegenuber Einmindung Brombeerweg

O ~NOOUAWN R

(7) Ist die offentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in der Form
des Absatzes 1 in Folge hoherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereig-
nisse nicht moglich, so ist diese mit Aushang an den Bekanntmachungstafeln zu
veroffentlichen. Die Aushangfrist betragt 14 Tage. In diesen Féllen ist die Be-
kanntmachung in der Form nach Absatz 1 unverzuglich nachzuholen, sofern sie
nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.

(8) Einladungen zu den Sitzungen der Stadtvertretungen und ihrer Ausschiisse wer-
den durch Veroffentlichung im Internet unter ,https://bad-doberan.sitzung-
mv.de/public/do011” dffentlich bekannt gemacht.

(9) Die Niederschriften tber den 6ffentlichen Teil der Stadtvertretersitzungen sind
Uber die Internetseite ,https://bad-doberan.sitzung-mv.de/public/do011* einzuse-
hen.

§13
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kratft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 13.12.2010 aul3er Kraft.
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Lesefassung-der
Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan

vom 22112013
Praambel

Praambel

Auf der Grundlage des 85 der Kommunalverfassung fir das Land Mecklenburg-Vorpommern
(KV_M-V) vom 13.07.2011 (GVOBI. M-V S. 777), in der Fassung der Bekanntmachung vom
16.05.2024 (GVOBI. M-V 2024, 270) wird nach Beschluss der Stadtvertretung der Stadt Bad
Doberan vom und nach Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehérde vom nach-

folgende Hauptsatzung der Stadt Bad Doberan erlassen.Auf-der-Grundlage-des-5-5-der

4 \/l n-dea alalla
\/ V/ \/ > ci g

§1
Stadtgebiet, Gebietsstand und Ortsteile

(1) Die Stadt Bad Doberan ist eine amtsfreie Stadt im Landkreis Rostock. Sie erfillt in
ihrem Gebiet in eigener Verantwortung alle éffentlichen Aufgaben, soweit durch Ge-
setze nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt wird.

(2) Das Stadtgebiet besteht aus den Territorien des Ortes Bad Doberan, sowie der
Ortsteile Althof, Heiligendamm und Vorder Bollhagen.

(3) Ortsteilvertretungen werden nicht gebildet.

§2
Stadtwappen, -farben, -flagge und -siegel

(1) Die Stadt Bad Doberan fihrt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel.
(2) Das Wappen ist folgendermalRen beschrieben:

,ourch einen silbernen Krummstab mit nach vorn und aufwarts gerichteter
Kriimme geteilt; oben in Gold ein springender roter Hirsch mit gestreckten Vorder-
l&ufen; unten in Blau ein flugbereiter silberner Schwan mit ausgeschlagener roter
Zunge auf silbernen Wellen.*

(3) Die Farben der Stadt Bad Doberan sind Gold und Blau.

(4) Die Flagge der Stadt Bad Doberan ist gleichmafig langsgestreift von Blau, Weil3
und Rot. Die Hohe des Flaggentuches verhalt sich zur Léange wie 3 zu 5.
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(5) Das Siegel zeigt das Stadtwappen und die Umschrift ,STADT BAD DOBERAN*.

(6) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des Blrger-
meisters.

83
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Anregungen, Vorschlage und Beschwerden der Einwohner_bzw. Einwohnerinnen
der Stadt Bad Doberan zu Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der Stadtvertre-
tersitzung behandelt werden mussen, sollen dieser in einer angemessenen Frist zur

Beratung vorgelegt werden.

(2) Die Einwohner_bzw. Einwohnerinnen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, er-
halten die Mdglichkeit, in einer Fragestunde in der 6ffentlichen Stadtvertretersitzung
und in den 6ffentlichen Ausschusssitzungen, Fragen an die Mitglieder der genannten
Gremien sowie an den Blrgermeister bzw. die Burgermeisterin und anwesende Ver-
waltungsmitarbeiter zu stellen und Vorschlage oder Anregungen zu unterbreiten (Ein-
wohnerfragestunde). Die Fragen, Vorschlage und Anregungen diirfen sich dabei
auch auf Beratungsgegenstande der aktuellen Gremiensitzung beziehen. Fur die Fra-
gestunde in der Stadtvertreterversammlung ist eine Zeit bis zu 30 Minuten vorzuse-
hen, in den Ausschiissen bis zu 15 Minuten. Die Einwohnerfragestunde findet nach
derBestatigung-derTageserdnungdem Bericht des Burgermeisters bzw. der Biirger-
meisterin statt. Anfragen aus der Einwohnerfragestunde sollen, sofern sie nicht in der
Sitzung selbst beantwortet werden, spétestens innerhalb von 14 Tagen schriftlich be-
antwortet werden.

(3) Die Rechte nach Abs. 1 und 2 gelten auch fir natirliche und juristische Personen
und Personenvereinigungen, die im Bereich der Stadt Grundstlicke besitzen oder
nutzen oder ein Gewerbe betreiben.

(4) Zur Unterrichtung der Einwohner bzw. Einwohnerinnen iber allgemein bedeut-
same Angelegenheiten der Stadt beruft der Blrgermeister bzw. die Blrgermeisterin
eine Einwohnerversammlung ein. Die Stadtvertretung kann den Blrgermeister bzw.
die Birgermeisterin durch Beschluss zur Einberufung einer Einwohnerversammlung
verpflichten. Die Einwohnerversammlung kann auch begrenzt auf Ortsteile durchge-
fuhrt werden.

(5) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin ist verpflichtet, im &ffentlichen Teil der
Sitzung der Stadtvertretung tUber wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten.

§4
Stadtvertretung

(1) Die in die Stadtvertretung gewahlten Burgerinnen und Birger fuhren die Bezeich-
nung Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen.

(2) Die Stadtvertretung wéhlt aus ihrer Mitte durch Mehrheitswahl einen Vorsitzenden
bzw. eine Vorsitzende, der bzw. die die Bezeichnung Stadtprasident bzw. Stadtprési-
dentin tragt.
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(3) Die Stadtvertretung wahlt aus ihrer Mitte durch Mehrheitswahl einen-ersten-und
einren-zweiten-Stellvertreter eine erste und zweite Stellvertretung des Stadtprasiden-
ten bzw. der Stadtprasidentin.

(4) Der Stadtprasident bzw. die Stadtprasidentin und die beiden-StellvertreterStellver-
tretungen bilden das Prasidium der Stadtvertretung.

(5)Die Stadtvertretung regelt inre inneren Angelegenheiten, insbesondere den Ablauf
der Sitzung, durch eine von ihr zu beschlieRende Geschéaftsordnung

§5
Sitzungen der Stadtvertretung

(1)Die Sitzungen der Stadtvertretung sind 6ffentlich.

(2) Die Offentlichkeit ist grundsétzlich in folgenden Fallen ausgeschlossen:

1. Einzelne Personalangelegenheiten auf3er Wahlen und Abberufungen,
2. Grundstlcksgeschafte,
3. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner,

Die Stadtvertretung hat auch vorstehend bezeichnete Angelegenheiten in éffentlicher
Sitzung zu behandeln, soweit im Einzelfall keine Gberwiegenden Belange des 6ffentli-
chen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner vorliegen, die einen Ausschluss
der Offentlichkeit erfordern. Liegen die Voraussetzungen fiir eine nichtoffentliche Be-
ratung nicht vor, beschlieR3t die Stadtvertretung die Wiederherstellung der Offentlich-
keit.

(3) Uber den Ausschluss oder die Wiederherstellung der Offentlichkeit wird in nichtof-
fentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(4) Die Stadtvertretung kann Sachverstéandige sowie in offentlicher Sitzung auch Ein-
wohner zu Beratungsgegenstanden anhoéren, wenn die Mehrheit der anwesenden
Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen dieser Anhérung zustimmt.

(5) Anfragen von Stadtvertretern bzw. Stadtvertreterinnen sollen spatestens 5 Ar-
beitstage vor der Sitzung beim Birgermeister bzw. der Blirgermeisterin eingereicht
werden. Mindliche Anfragen wahrend der Stadtvertretersitzung sollen, sofern sie
nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden, innerhalb von vierzehn Tagen schrift-
lich beantwortet werden, spatestens zur nachsten Sitzung der Stadtvertretung.

8§86
Hauptausschuss

(1)_Dem Hauptausschuss gehoren neben dem Birgermeister bzw. der Birgermeiste-
rin acht Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen an , die von den Fraktionen und Z&hl-
gemeinschaften benannt werden, sowie acht weitere als stellvertretende Hauptaus-

schussmitglieder.—Bie-Fraktionen-und-Zahlgemeischaften-benennen-acht-Stadtver-
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(2)Dem Hauptausschuss obliegen alle Entscheidungen, die nicht nach § 22 Abs. 3
KV M-V als wichtige Angelegenheiten der Stadtvertretung vorbehalten sind bzw.
durch die folgenden Vorschriften dem Blrgermeister bzw. der Blrgermeisterin Uber-
tragen werden. Davon unberihrt bleiben die dem Blrgermeister bzw. der Biirger-
meisterin gesetzlich Gbertragenen Aufgaben.

(3) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis tbertragen, innerhalb folgender Wert-
grenzen Vermdgensgegenstande zu erwerben und Uber Stadtvermdgen zu verflgen:

1.Erwerb von Grundstucken und grundstuicksgleichen Rechten von 15.000,00 Euro
bis 50.000,00 Euro im Einzelfall, wenn der Erwerb im Zusammenhang mit einer Mal3-
nahme steht, die von der Stadtvertretung im Rahmen einer Haushaltssatzung oder
auf andere Weise beschlossen worden ist,

2.entgeltliche VeraufRerung, Tausch oder Belastung von Grundstticken und grund-
stiicksgleichen Rechten von 15.000,00 Euro bis 50.000,00 Euro,

3.Erwerb von beweglichen Sachen tber 25.000,00 Euro, von Forderungen und ande-
ren Rechten Uber 15:000,00-Euro-bis-50.000;00100.000,00 Euro,

4 .entgeltliche Veraul3erung von beweglichen Sachen, Forderungen und anderen
Rechten Uber 15-:000,60-Euro-bis-56-0660100.000,00 Euro,

5.unentgeltliche VeraufRerung von Grundstticken, beweglichen Sachen und Forderun-
gen

6.Hingabe von Darlehen tber 15.000,00 Euro bis 25.000,00 Euro,

7.Zustimmung zu reuen-oderzusatzlichenruber- und aulRerplanmaligen Aufwendun-
gen im Ergebnishaushalt bzw. Auszahlungen im Finanzhaushalt von 5.000,00 Euro
bis 25.000,00 Euro im Einzelfall, begrenzt auf jahrlich max. 1,0 % der Gesamtauszah-
lungen/Gesamtaufwendungen. Die Uberschreitung dieser Wertgrenze gilt daneben
als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV M-V. Diese Regelung gilt nicht fir
zahlungsunwirksame neue oder zusatzliche Aufwendungen (wie insbesondere Ab-
schreibungen). Als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 1 KV M-V gilt die Entste-
hung eines Fehlbetrages im Ergebnishaushalt tGiber einem Betrag 1 % der Gesamt-
aufwendungen oder die Erhéhung eines bereits ausgewiesenen Fehlbetrages um
mehr als 10 % oder 500.000 Euro. Als erheblich sowie wesentlich im Sinne von § 48
Abs. 2 Zziffer 2 KV M-V gilt die Entstehung einer Deckungslicke um mehr als 10 %.

8.Aufnahme von Krediten tiber 50.000,00 Euro bis zur oberen Wertgrenze des im Ge-
samthaushalt beschlossenen Kreditrahmens,

9.Im Rahmen des 8§ 22 Abs. 4 Nr. 4 der Kommunalverfassung M-V, bei der Uber-
nahme von Burgschaften, dem Abschluss von Gewahrvertragen, der Bestellung
sonstiger Sicherheiten fir Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtenden Rechtsge-
schaften, bis zu einer Wertgrenze von 25.000,00 Euro.

10.Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen tber 2.500,00 Euro bis
10.000,00 Euro,
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11. Der Hauptausschuss entscheidet tUber die Einleitung und Ausgestaltung von
Vergabeverfahren bei einem geschatzten Wert bei\\

1. Bauleistungen (tiber 500.000 Euro),\\

2. Liefer- und Dienstleistungen (liber 250.000 Euro),\\

3. freiberufliche Leistungen (Uber 125.000 Euro).Vergabe von-Auftragen-nach

UVgO-und-\g\/-iber 50.000,00 Euro-bis

(4) Bei Dauerschuldverhaltnissen und wiederkehrenden Leistungen bestimmen sich
die Wertgrenzen nach dem Jahresbetrag der Leistungen.

(5) Der Hauptausschuss entscheidet tber das Einvernehmen bei Personalentschei-
dungen nach & 38 Abs. 2 Satz 5 KV-. Bei Angestellten ab der Entgeltgruppe 11 sowie
bei Beamten der Laufbahngruppe 2 hat der Hauptausschuss das Recht, die Bewer-
bungsunterlagen einzusehen und dem Birgermeister einen Entscheidungsvorschlag
zu machen.DerHauptausschuss-entscheidet im-Einvernehmen-mit dem-Birgermei

(6) Der Hauptausschuss entscheidet Giber die Annahme von Spenden, Schenkungen
und Sponsoren-Leistungen im Sinne von § 44 Abs. 4 KV M-V an die Stadt von
100,00 Euro bis 1.000,00 Euro.

(7) Die Stadtvertretung ist laufend schriftlich Gber die Entscheidungen im Sinne des §
6 Abs. 2 - 6 zu unterrichten.

(8) Der Hauptausschuss entscheidet Uber die Genehmigung des Fernbleibens vom
Dienst des Burgermeisters bzw. der Birgermeisterin nach 8 55 Abs. 1 Landesbeam-
tengesetz Mecklenburg-Vorpommern.

(9) Die Sitzungen des Hauptausschusses sind 6ffentlich. Die Bestimmungen des § 5
Abs. 1 und 3 gelten entsprechend.

87
Ausschisse

(1)Die Ausschisse der Stadtvertretung setzen sich, soweit nichts anderes bestimmt
ist, aus sieben Mitgliedern zusammen, davon eine Mehrheit von Stadtvertretern_bzw.
Stadtvertreterinnen sowie gegebenenfalls sachkundigen Einwohnern_bzw Einwohne-
rinnen. Die Fraktionen und Zéhlgemeinschaften benennen_sieben Ausschussmitglie-
der sowie sieben weitere stellvertretende Ausschussmitglieder, wobei Stadtvertrete-
rinnen und Stadtvertreter nur von ebensolchen Stadtvertreterinnen-und-Stadtvertre-
terpvertreten werden kénnen.
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(2)Die Ausschusse wéahlen jeweils einen_-Ausschussvorsitzenden_bzw. eine Au-
schussvorsitzende, -und-einen ersten und gegebenefalls eine zweite Stellvertretungn

Stellvertreter-des-Ausschussvorsitzenden.

(3) Folgende Ausschiisse werden gemaf § 36 KV M-V gebildet:

Name

Aufgabengebiet

Finanzausschuss

Finanz- und Haushaltswesen, Steuern, Beitrage
und sonstige Abgaben

Ausschuss fur Stadt-
entwicklung und
Umwelt

Schutz der Umwelt und Natur, Flachennutzungs-
plan, Bebauungspléne, Hochbau, Tief- und Stra-
Renbauangelegenheiten, Denkmalpflege, Stadtsa-
nierung, Probleme der Kleingartenanlagen, Grund-
, Gewasser- und Hochwasserschutz

Ausschuss fur Wirt-
schaft und Touris-
mus

Forderung der gewerblichen und kommunalen
Wirtschaft, des Tourismus und des Kurwesens

Ausschuss flr
Bildung, Soziales,
Kultur, Sport, Ju-
gend, Senioren und
Menschen mit Be-
hinderung

Forderung der Jugend und Senioren, Sozialwe-
sen, Forderung von Menschen mit Behinderung,
Kindertagesfoérderung, Betreuung der Schul-, Kul-
tur- und Sporteinrichtungen, Kultur- und Sportfor-
derung

(4) Die Ausschiisse nach Abs. 3 tagen 6ffentlich. Die Bestimmungen des § 5 Abs. 1
und 3 gelten entsprechend.

(5) Der Rechnungspriifungsausschuss setzt sich aus funf Mitgliedern zusammen zu-
sammen. Seine Aufgaben bestimmen sich nach § 3 Abs. 1 Kommunalpriifungsgesetz
M-V. Er tagt nichtoffentlich. Die Besetzung erfolgt analog der Vorschrift § 7 Abs. 1, §
7 Abs. 2 gilt entsprechend.

(6) Es kann ein Seniorenbeirat, ein Kinder- und Jugendbeirat und ein Beirat fir Men-
schen mit Behinderung gebildet werden.

§8

Blrgermeister/Blrgermeisterin

(1) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin wird fur die Dauer von 7 Jahren ge-

wahlt.

(2) Er bzw. sie trifft Entscheidungen unterhalb der Wertgrenzen des 8 6 Abs. 3 und 6
dieser Satzung.

(3) Verpflichtungserklarungen der Stadt Bad Doberan im Sinne des § 38 Abs. 6 KV
M-V bis zu einer Wertgrenze von 10.000,00 Euro bzw. von 2.500,00 Euro im Monat
bei wiederkehrenden Verpflichtungen kdnnen vom Birgermeister bzw. der Burger-
meisterin allein oder durch eiren-von ihm beauftragter Bediensteter in einfacher
Schriftform ausgefertigt werden. Bei Erklarungen gegeniiber einem Gericht (Ver-
aleich) liegt diese Wertgrenze bei 20.000,00 Euro.

(4) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin entscheidet tber
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1.das Einvernehmen nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme von der Veranderungs-
sperre),

2.das Einvernehmen nach § 22 Abs. 5 BauGB (Teilungsgenehmigung in Gebieten mit
Fremdenverkehrsfunktion),

3.das Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB (Zuléssigkeit von Vorhaben),
4.die Genehmigungen nach § 144 Abs. 1 und 2 BauGB,
5.die Genehmigung nach § 173 Abs. 1 BauGB,

6.die Anordnung von MafRnahmen nach § 176 Abs. 1, § 177 Abs.1, 8§ 178 und § 179
Abs. 1 BauGB.

7.die Nichtaustibung des Vorkaufsrechts (88 24 ff. BauGB). Soweit einer Nichtaus-
Ubung des Vorkaufsrechts jedoch wesentliche Planungsziele der Stadt entgegenste-
hen, entscheidet die Stadtvertreterversammlung.

(5) Bei Angestellten entscheidet der Burgermeister bzw. die Blirgermeisterin tber die
Einstellung, Anderung der Eingruppierung_und Kundigung-bis-zur Entgeltgruppe-10
TVOD. Bei Beamtinnen und Beamten deraufbahngruppe-1-entscheidet der Birger-
meister bzw. die Burgermeisterin Giber die Ernennung, Beférderung. Versetzung in
den Ruhestand und Entlassung. Bei Personalentscheidungen nach § 38 Abs. 2 Satz
5 KV entscheidet der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin im Einvernehmen mit
dem Hauptausschuss.

(6) Der Birgermeister bzw. die Blrgermeisterin entscheidet tber die Annahme von
Spenden, Schenkungen und Sponsoren-Leistungen an die Stadt unterbiszu-einer
Héheven-100,00 Euro.

(7) Die Stadtvertretung ist laufend schriftlich Gber Entscheidungen im Sinne des § 8
Abs. 2 bis 6 zu unterrichten.

(8) Der Birgermeister bzw. die Burgermeisterin erhalt eine Aufwandsentschadigung
nach der Kommunalbesoldungslandesverordnung M-V in Héhe von 150,00 Euro mo-
natlich.

§9
Stellvertretunger des Birgermeisters/der Burgermeisterin

(1) Die Stadtvertretung wabhlt fur die Dauer ihrer Wahlperiode die-Steliverireterzwei
Stellvertretungen des Blrgermeisters bzw. der Birgermeisterin.

(2) be A . W
Die Stellvertretungen fuihren die Bezeichnung Stadtrat_ bzw. Stadtrétin.

A A
cH 1o - Saeiae > C Sae

(3) Bie-StadtrateSie erhalten eine monatliche funktionsbezogene Aufwandsentschadi-
gung nach der Entschadigungsverordnung M-V in Héhe von 220375,00 Euro.
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§ 1012
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tatig.

Sie ist bei der Ausubung ihrer Teilnahme- und Rederechte im Sinne des § 41 Abs. 3
KV M-V, sowie bei der Abgabe ihrer Stellungnahmen nach § 41 Abs. 4 KV M-V wei-
sungsfrei. Die Gleichstellungsbeauftragte ist Teil der Stadtverwaltung und unterliegt
der Dienstaufsicht des Burgermeisters bzw. der Burgermeisterin.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der Gleichbe-

rechtigung von Frauen und Méannern in der Stadt beizutragen. Zu ihren Aufgaben ge-
hoéren nach § 41 KV M-V insbesondere:
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1.die Prifung von Verwaltungsvorlagen auf inre Auswirkungen fir Frauen und Man-
ner

2.Initiativen zur Verbesserung der Situation der Frauen in der Stadt

3.die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und
Behdrden, um gleichstellungsspezifische Belange wahrzunehmen

4.ein jahrlicher Bericht vor der Stadtvertretung Uber ihre Tatigkeit sowie Uber Ge-
setze, Verordnungen und Erlasse des Bundes und des Landes zu gleichstellungsspe-
zifischen Belangen.

(3) Der Burgermeister bzw. die Burgermeisterin hat die Gleichstellungsbeauftragte im
Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so friihzeitig zu beteiligen, dass
deren Initiativen, Vorschlage, Bedenken und sonstigen Stellungnahmen berticksich-
tigt werden kdnnen. Dazu sind ihr die zur Erfullung ihrer Aufgaben notwendigen Un-
terlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskiinfte zu erteilen.

§1211
Entschadigung

(1) Der Stadtprasident bzw. die Stadtprasidentin erhalt eine Aufwandsentschadigung
von monatlich 360,00 Euro. Im Vertretungsfalle erhalten seine Stellvertreter fur die
Dauer der Vertretung eine Entschadigung auf der Grundlage des in Satz 1 benannten
Betrages.

(2) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten eine monatliche Aufwandsentschadi-
gung in Hohe von monatlich 190,00 Euro. Im Vertretungsfall erhalten ihre Stellvertre-
ter eine Entschadigung auf der Grundlage des im Vorsatz benannten Betrages.

(3) Die Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen erhalten ein Sitzungsgeld in H6he von
40,00 Euro pro

1.Sitzung der Stadtvertretung

2.Sitzung eines Ausschusses

3.Sitzung einer Fraktion in Vorbereitung auf eine Sitzung der Stadtvertretung oder ei-
nes Ausschusses.

(4) Die Vorsitzenden der Ausschiisse der Stadtvertretung und deren Stellvertretunge-
ner erhalten ein Sitzungsgeld in Héhe von 60,00 Euro fir jede von ihnen geleitete
Ausschusssitzung.

(5) Ausgenommen von Abs. 3 und 4 sind die Empfangerinnen und Empféanger von
funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen nach Abs. 1 und 2.

(6) Uber die Teilnahme der Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen an den Sitzungen
entsprechend Absatz 3 ist ein Anwesenheitsnachweis zu fihren und monatlich zur
Abrechnung vorzulegen. Fur mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungs-
geld gewahrt. Die HAchstzahl der Fraktionssitzungen, fur die ein Sitzungsgeld zu zah-
len ist, wird auf 12 pro Jahr beschrankt.

(7)Fur die durch die Stadtvertretung in Ausschisse berufenen Einwohnerinnen und
Einwohner gelten die Vorschriften der Absatze 3 bis 6 entsprechend mit Ausnahme
des Absatz 3 Ziffer 1
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(8) Das Sitzungsgeld wird nicht gezahlt, wenn derAnspruchsberechtigte die Sitzung
vor deren Ende — ohne ausreichen Grund — verlaassten. Die Beurteilung obliegt dem
Stadtprasidenten bzw. der Stadtprasidentin.

(9) Stadtvertreter bzw. Stadtvertreterinnen und sachkundige Einwohner bzw. Einwoh-
nerinnen als Mitglieder der Ausschiisse der Stadtvertretung haben Anspruch auf Er-
satz des entgangenen Arbeitsverdienstes, Reisekostenvergiitung und Betreuungs-
kosten nach den Vorschriften der Entschadigungsverordnung.

(10) Die Bildung und die Aufgaben des Seniorenbeirats sowie die Hohe der funktions-
bezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der Stadt Bad Doberan
uber die Blldunq eines Senlorenbelrats geregelt. De%e#e#g&ende—deséeme#en-

(11) Die Bildung und die Aufgaben des Beirates fiir Menschen mit Behinderung sowie
die Hohe der funktionshezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der
Stadt Bad Doberan Uber die Bildung eines Beirates fur Menschen mit Behinderung
geregelt.

(12) Die Bildung und die Aufgaben des Kinder-und Jugendbeirates sowie die Héhe
der funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen sind in der Satzung der Stadt

Bad Doberan Uber die Bildung eines Kinde- und Jugendbeirates geregelt. Beridie-Mor-

(13) Die H6he der funktionsbezogenen Aufwandsentschadigungen im Bereich der
freiwilligen Feuerwehr sind in der Satzung Uber die Gewahrung von Aufwandsent-
schadigungen an Angehdérige der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Doberan ge-
regelt. Die Aufwandsentschadigung wird als monatlicher Pauschalbetrag zum Ersten
eines Monats im Voraus gezahlt. Entsteht oder entfallt der Anspruch wéhrend eines
Kalendermonats, wird der Pauschalbetrag fir jeden Tag, an dem kein Anspruch be-
steht, um 1/30 gekiirzt.

(£314) Vergltungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschadigungen aus einer Tatig-
keit als Vertreter_ bzw. Vertreterin der Gemeinde in der Gesellschafterversammlung
oder einem ahnlichem Organ eines Unternehmens oder einer Einrichtung des priva-
ten Rechts sind an die Gemeinde abzufiihren, soweit sie monatlich 100,00 Euro tber-
schreiten, aus einer Tatigkeit im Aufsichtsrat solcher Unternehmen oder Einrichtun-
gen, soweit sie 250,00 Euro monatlich, bei deren Vorsitzenden und Vorstanden bzw.
Geschaftsfuhrungenern, soweit sie 500,00 Euro monatlich Gberschreiten.

§1213
Offentliche Bekanntmachung
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(1) Satzungen sowie sonstige dffentliche Bekanntmachungen der Stadt Bad
Doberan, die durch Rechtsvorschriften vorgegeben sind soweit es sich nicht um
solche nach Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Internet, zu erreichen
Uber den Button ,Bekanntmachungen® Gber die Homepage der Stadt unter
<https://stadt-bad-doberan.de/rathaus/amtliche-bekanntmachungen®-,6ffentlich be-
kannt gemacht. Unter Rathaus, SeverinstralR3e 6, 18209 Bad Doberan kann sich
jedermann Satzungen der Stadt kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen
von allen Satzungen der Stadt werden unter obiger Adresse bereitgehalten und
liegen zur Mitnahme dort aus.

(2) Die Bekanntmachung und Verkiindung ist mit Ablauf des 1. Tages bewirkt, an
dem die Bekanntmachung in der Form nach Satz 1 im Internet verfligbar ist. Die-
ser Tag wird in der Bekanntmachung vermerkt.

(3) Satzungen sowie sonstige dffentliche Bekanntmachungen aufgrund von Vorschrif-
ten des BauGB erfolgen durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln nach
Abs. 5. Die Aushangfrist betragt 14 Tage. Beginn und Ende der Auslegung sind
auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

(4) Die zusatzlichen Internetbekanntmachungen nach den Vorschriften des BauGB
erfolgen Uber die Internetseite, zu erreichen tiber den Button ,Bekanntmachun-
gen® Uber die Homepage der Stadt unter ,https://stadt-bad-doberan.de/rat-
haus/amtliche-bekanntmachungen®.

(5) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Pldnen und Verzeichnissen ist
im Internet wie im Absatz 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betrdgt einen Mo-
nat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der
Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel
Zu vermerken.

(6) Vereinfachte Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an den Bekanntma-
chungstafeln bzw. durch Auslegung im Rathaus. Die Bekanntmachungstafeln be-
finden sich ...

1. Bad Doberan, Severinstral3e 6, am Rathaus

2. Bad Doberan, Ehm-Welk-StralRe 22 b

3. Bad Doberan, ThinenstralRe, gegeniber Hausnummer 18

4. Bad Doberan, Fritz-Reuter-StralR3e 1/ Ecke Clara-Zetkin-StralRe 47

5. Althof, Muhlenweg/Ecke Am Dorfteich

6. Heiligendamm, Kiihlungsborner Stralle 11

7. Vorder Bollhagen, HauptstralRe

8. i Heckenrosenweqg, gegenuber Einmiindung Brom-

beerweg-2

(7) Ist die offentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in der Form
des Absatzes 1 in Folge héherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereig-
nisse nicht mdglich, so ist diese mit Aushang an den Bekanntmachungstafeln zu
veroffentlichen. Die Aushangfrist betragt 14 Tage. In diesen Fallen ist die Be-
kanntmachung in der Form nach Absatz 1 unverziglich nachzuholen, sofern sie
nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.
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(8) Einladungen zu den Sitzungen der Stadtvertretungen und ihrer Ausschiisse wer-
den durch Verdéffentlichung im Internet unter ,https://bad-doberan.sitzung-
mv.de/public/do011* &éffentlich bekannt gemacht.

(9) Die Niederschriften Uber den 6ffentlichen Teil der Stadtvertretersitzungen sind
Uber die Internetseite ,https://bad-doberan.sitzung-mv.de/public/do011" einzuse-

hen.
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§ 1315
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kratft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 13.12.2010 aul3er Kraft.

Entwurf vom 17.09.2024 Haupsatzung

14



	Vorlage
	Anlage  1 Hauptsatzung Entwurf 17.09.2024 Beschlussversion
	Anlage  2 Hauptsatzung Entwurf 17.09.2024 mit markierten Änderungen

